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Motion betreffend Anpassung der Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversiche-
rungsgesetz 
 
Ausgangslage 
 
Die stark ansteigende Teuerung und die Erhöhung der Krankenkassenprämien treffen ein-
kommensschwache Personen und Haushalte stark. Deshalb ist es jetzt besonders wichtig da-
für zu sorgen, dass Gelder, die für die Unterstützung dieser wirtschaftlich Schwachen budge-
tiert sind, auch bei den Empfängern ankommen.  
 
Im EV KVG Artikel 10, Antragsstellung und Fristen, der Verordnung wird geregelt, wie die 
Versicherten vorgehen müssen, um den Anspruch auf eine IPV Leistung geltend zu machen. 
Der Ablauf ist administrativ aufwendig und wenig bürgerfreundlich. Da etliche Berechtigte in 
administrativen Angelegenheiten ungeübt sind, werden viele Gesuche nicht eingereicht. 
Entsprechend bleiben jeweils grosse Beträge für den wirtschaftlichen Ausgleich wirkungslos 
in der Staatskasse und fliessen nicht zu den Berechtigten und somit auch nicht in die Wirt-
schaft. 
 
 
Auftrag 
 

Die Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (EV KVG, 
GDB  851.11) ist so zu ändern, dass anspruchsberechtigte Versicherte keinen Antrag stellen 
müssen.  

 
Begründung 
 

Zeiten grosser Teuerung mit entsprechendem Verlust der Kaufkraft spüren wirtschaftlich 
Schwache am stärksten. Mit der IPV werden genau diese Personen und Haushalte entlastet. 
Die Berechtigten sind der Verwaltung bekannt und ein zusätzlicher Antrag ist nicht notwendig.  
Mit der Anpassung der Verordnung kann der administrative Ablauf vereinfach werden und die 
gesprochenen Gelder können gezielt (kein Giesskannenprinzip) eingesetzt werden und sie ist 
zudem noch budgetneutral. 
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